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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 
zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 zur Festsetzung zusätzlicher 
Bedingungen, denen eingeführter Wein, der zum unmittelbaren 
menschlichen Verbrauch bestimmt ist, entsprechen muß 
— Drucksache 7/3099 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Stommel 


Der Verordnungsvorschlag wurde vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages gemäß dem Be- 
schluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 am 24. Ja- 
nuar 1975 dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit überwiesen. Der Ausschuß befaßte sich 
mit dem Verordnungsvorschlag in seiner Sitzung am 
19. Februar 1975. 

Mit der vorliegenden Verordnung (EWG) ist eine 
Änderung der Verordnung Nr. 1599/71 des Rates 
vom 20. Juli 1971 beabsichtigt. Die Verordnung 
Nr. 1599/71 des Rates sieht im einzelnen vor, daß 
jede Partie von in die Gemeinschaft eingeführten 
und zum unmittelbaren menschlichen Verzehr be- 
stimmtem Wein von einer Bescheinigung und einem 
Analyseblatt begleitet sein muß. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß die Forderung nach Vorlage die- 
ser Unterlagen bei kleinen Einfuhrmengen mehr 
Schwierigkeiten verursacht als sie Nutzen bringt. 
Dritten Ländern, die nur geringfügige Mengen in 
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die Gemeinschaft ausführen, entstehen bei der Aus- 
stellung dieser Dokumente Kosten, die in keinem 
Verhältnis zu den Vorteilen stehen, die sie bei ihren 
Ausfuhren erzielen können. In einigen Drittländern 
wird daher die Auffassung vertreten, daß diese Be- 
stimmungen Beschränkungen für die Einfuhr in die 
Gemeinschaft darstellen. 

Mit dem vorliegenden Verordnungsvorschlag wird 
angestrebt, für die betreffenden Drittländer Aus- 
nahmen von der Anwendung der Bestimmungen der 
Verordnung (EWG Nr. 1599/71) des Rates vorzu- 
sehen. Die Kommission beabsichtigt jedoch, zu 
einem späteren Zeitpunkt Bestimmungen zu erlas- 
sen, damit auf dem Gebiet der Gemeinschaft Kon- 
trollmaßnahmen bei Wein, der unter die vorgese- 
hene Ausnahme fällt, durchgeführt werden. Im Hin- 
blick auf diese beabsichtigte künftige Regelung 
empfiehlt der Ausschuß, von dem Verordnungs Vor- 
schlag zustimmend Kenntnis zu nehmen. 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag einer Verordnung der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften — Drucksache 7/3099 — Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 19. Februar 1975 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Stommel 

Berichterstatterin 



